
¥ Werther. Die Polizei fahn-
det nach zwei Marokkanern
(21, 24), denen wegen einer ge-
walttätigen Auseinanderset-
zung in einer Flüchtlingsun-
terkunft in Werther versuchter
Totschlag vorgeworfen wird.
Die beiden sollen einen 21-jäh-
rigen Landsmann bei einem
Streit schwer an Kopf und
Rumpf verletzt haben.

¥ Bad Wünnenberg. Ein
Mountainbiker (58) hat sich bei
einem Sturz im Wald zwi-
schen Haaren und Wünnen-
berg schwer verletzt. Da an der
Unfallstelle kein Handyemp-
fang war, musste ein zweiter
Biker erst bis nach Haaren zu-
rückfahren, um den Notarzt zu
alarmieren. Der Verletzte wur-
de ins Krankenhaus gebracht.

¥ Bielefeld. Der Vorstands-
vorsitzende der v. Bodel-
schwinghschen Stiftungen,
Ulrich Pohl, hat zusammen mit
Bethel-Beschäftigten in Biele-
feld Flammen für „150 Jahre
Bethel“ entzündet. Die Lich-
ter sollen auf das Jubiläums-
jahr 2017 hinweisen, wie das
diakonische Unternehmen in
Bielefeld mitteilte.

¥ Minden. Gut vier Wochen
suchte die Polizei in Minden ei-
nen demenzkranken Rentner
(78). Der Mann wurde jetzt
leblos im Wasser treibend auf
einem Kanal entdeckt. Er
konnte zweifelsfrei identifi-
ziert werden. Der Rentner war
seit dem 29. November ver-
misst worden, als er eine Se-
niorenresidenz verlassen hatte.

¥ Büren. Der EU-Kommissar
für digitale Wirtschaft und
Gesellschaft, Günther Oettin-
ger (CDU), wird zum Neu-
jahrsempfang des Kreises Pa-
derborn am 20. Januar in der
Wewelsburg den Festvortrag
halten. Das Thema ist die Di-
gitalisierung. Europapolitiker
Elmar Brok (CDU) wird das
Grußwort sprechen.

¥ Hövelhof/Delbrück.Eine26
Kilometer lange Dieselspur hat
in Hövelhof und in Delbrück
für einen Einsatz von Polizei
und Feuerwehr gesorgt. Poli-
zeibeamte entdeckten die Ur-
sache für die Ölspur: ein an ei-
nem Sportplatz abgestelltes
Wohnmobil aus Nord-
deutschland. Die Feuerwehr
streute die Ölspur ab.

¥ Bad Salzuflen. Ein gewalt-
tätiges Ende hat ein Ein-
bruchsversuch in ein Einfa-
milienhaus in Bad Salzuflen
genommen. Weil ein Zeuge auf
die Täter aufmerksam gewor-
den war und sie angesprochen
hatte, warfen die beiden Ein-
brecher Blumenkübel und ein
Eisentor auf den Mann. An-
schließend flüchteten sie.

In NRW ist die Zahl radikaler und ausländischer Gefangener deutlich gestiegen. Überbelegung,
Kommunikationsprobleme und zunehmend aggressives Verhalten belasten die Justizvollzugsbeamten

Von Carolin Nieder-Entgelmeier

¥ Düsseldorf/Bielefeld. In
den 36 Justizvollzugsanstalten
in NRW kommt es immer
häufiger zu Übergriffen auf die
Bediensteten. Auch die Zahl
der Selbstverletzungen und
Sachbeschädigungen steigt.
Der Bund der Strafvollzugs-
bediensteten in NRW schlägt
Alarm, weil immer mehr Ge-
fangene zur Durchsetzung ih-
rer Interessen Gewalt anwen-
den. Diese Einschätzung be-
stätigen sowohl das NRW-Jus-
tizministerium als auch JVA-
Leiter aus OWL.

Die meisten Probleme be-
reitet den JVA-Bediensteten
der Arabisch sprechende Teil
der Gefangenen, insbesondere
Häftlinge aus den sogenann-
ten Maghreb-Staaten. Beklagt
werden neben Gewaltausbrü-
chen und Selbstverletzungen
vor allem Randale, Respekt-
losigkeiten und Beleidigun-
gen, insbesondere gegenüber
Frauen.

„Vor allem Männer, die es
nicht gewohnt sind, dass ih-
nen Frauen Grenzen aufzei-
gen, reagieren aggressiv“, be-
stätigt der Sprecher des Jus-
tizministeriums, Detlef Feige.
„Bei Ausbrüchen renitenter
Häftlinge kommt es sogar vor,
dass sie ihre Hafträume mit
Essen oder Kot verschmutzen
oder JVA-Bediensteten beim
Aufschließen der Zelle Urin ins
Gesicht schütten.“

Ausbrüche wie diese kennt
auch der Leiter der JVA Bie-
lefeld-Brackwede, Uwe Nelle-
Cornelsen. „Renitente Gefan-
gene sind kein neues Phäno-
men, doch die aktuellen Ver-
haltensauffälligkeiten haben
eine neue Qualität.“ Auffällig
seien vor allem überzogene
Reaktionen wegen Nichtigkei-
ten, sagt Nelle-Cornelsen und
berichtet von einer Überre-
aktion am 23. Dezember. „Weil
der Wunsch eines Häftlings,
sofort zu duschen, nicht un-
mittelbar umsetzbar war, hat
er mit einem Stuhl eine Schei-
be zerschlagen und die Kol-
legen mit einer Glasscherbe
bedroht.“ Die Konsequenz:
Der Häftling sitzt in einer be-
sonders gesicherten Zelle.

Auch im Jugendstrafvoll-
zug bereiten Arabisch spre-
chende Gefangene den Be-
diensteten große Probleme,
erklärt der stellvertretende
Leiter der JVA Herford, Heinz
Herbert Droste. „Die reniten-

ten Gefangenen gehen davon
aus, dass sie mit Überreakti-
onen ihre Interessen durch-
setzen können, doch wir las-
sen uns nicht erpressen.“

In Extremfällen wie am 23.
Dezember kommen in Ge-
fängnissen wie der JVA Bie-
lefeld-Brackwede mit ver-
stärkt gesicherten Haftberei-
chen sogenannte Schutztrup-
pen zum Einsatz. „30 von
knapp 300 Bediensteten ab-
solvieren in regelmäßigen Ab-
ständen Weiterbildungen, die
sie auf den Umgang mit ge-
fährlichen Häftlingen vorbe-
reiten“, erklärt Nelle-Cornel-
sen. „Je nach Einsatz tragen sie
Schutzausrüstungen, um Ver-
letzungen zu verhindern.“ Bei
Zugriffen wird der Alltag im
Strafvollzug unterbrochen, al-
le Häftlinge müssen in ihre
Zellen. „Deshalb gibt es auch
von anderen Gefangenen hef-
tige Beschwerden über die re-
nitenten Häftlinge.“

Ein weiteres Problem sind
Sprachbarrieren. Bei der Ein-
stellung von JVA-Personal
wird deshalb zunehmend auf
Bewerber mit Sprachkennt-
nissen gesetzt, doch in allen 36
NRW-Justizvollzugsanstalten
gab es zum Stichtag 1. August
2016 lediglich 14 Arabisch
sprechende Bedienstete. „Es
gibt Anstalten mit Insassen aus
mehr als 20 Nationen“, er-
klärt Feige. Am häufigsten
werden arabische Dolmet-
scher angefordert. „In den An-
stalten gibt es regelmäßige
Dolmetscher-Termine. Zu-
dem können Dolmetscher
auch bei akuten Problemen
angefordert werden.“ Doch
nicht immer kann noch am
selben Tag ein Dolmetscher
organisiert werden. „Das führt
oft zu Sprachproblemen, die
den Alltag erheblich erschwe-
ren“, erklärt der Leiter der JVA
Detmold, Oliver Burlage.

Erschwert wird die Arbeit
laut Nelle-Cornelsen auch
durch Überbelegung. Das Jus-
tizministerium spricht hinge-
gen von einer entspannten La-
ge. „Derzeit sind rund 15.700
Menschen in Haft. Die Bele-
gungsfähigkeit liegt bei mehr
als 18.000“, so Feige. Diese
Durchschnittswerte spiegeln
laut Nelle-Cornelsen jedoch
nicht die Schwierigkeiten im
geschlossenen Vollzug wider,
weil die Belegungszahlen im
Jugend- und im offenen Voll-
zug entspannter sind. In der
JVA Bielefeld-Brackwede sind
fastallePlätzebelegt; inderJVA
Detmold 94 Prozent. Die Ge-
fängnisse in Gelsenkirchen,
Kleve, Dortmund und Duis-
burg sind laut Feige sogar
überbelegt, trotz Weihnachts-
amnestie und Transportstopp
bis Januar.

Justizvollzugsanstalten in OWL und Integrationsstellen
´ Die JVA Bielefeld-
Brackwede ist die einzige
Anstalt des geschlossenen
Vollzugs für Frauen und
Männer in OWL. Die JVA,
in der 482 männliche und
69 weibliche Gefangene
untergebracht werden
können, zählt zu den fünf
Gefängnissen in NRW, die
einen verstärkt gesicherten
Haftbereich für gefährliche
Gefangene haben.
´ Die JVA Detmold ist
ebenfalls für den geschlos-
senen Strafvollzug ausge-
legt. In der JVA mit 160
Plätzen sind insbesondere
Strafgefangene mit langen
Freiheitsstrafen inhaftiert.
´ Die JVA Bielefeld-Senne
ist mit 1.623 Haftplätzen

für Männer und 53 Haft-
plätzen für Frauen die
größte Anstalt des offenen
Vollzugs für Männer und
Frauen in Europa. Die JVA
hat zwei Hafthäuser in Bie-
lefeld und 16 Außenstellen
in den Kreisen Gütersloh,
Paderborn und Warendorf.
´ Die JVA Hövelhof ist ei-
ne Jugendstrafanstalt des
offenen Vollzugs mit 232
Plätzen und einer räumlich
getrennten, geschlossenen
Pflegeabteilung mit 29
Plätzen.
´ Die JVA Herford ist mit
355 Haftplätzen die größte
der vier Strafanstalten des
geschlossenen Vollzugs für
Jugendliche in NRW. In der
JVA werden Untersu-

chungsgefangene zwischen
14 und 21 Jahren ebenso
untergebracht wie Gefan-
gene zwischen 14 und 24
Jahren, die eine Jugend-
strafe verbüßen müssen.
´ Um Probleme, insbe-
sondere mit arabischen
Gefangenen, zu lösen, hat
das Land NRW in jeder
JVA eine Integrationsstelle
eingerichtet. Das Justizmi-
nisterium stellt zudem bis
Januar vier Islamwissen-
schaftler ein, die Mitarbei-
ter unter anderem zu den
Themen Radikalisierung
und Extremismus schulen.
Zudem kooperieren auch
die Gefängnisse in OWL
mit islamischen Vereinen
und Imamen.

Justizvollzugsbedienstete werden immer häufiger Opfer von Übergriffen. FOTO: DPA

Der Gütersloher Jurist Volker Böger geht gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts Minden vor. Das könnte den
Fortbestand der Radarfalle doch noch gefährden. Das Oberverwaltungsgericht Münster muss über die Zulassung entscheiden

Von Matthias Bungeroth

¥ Minden/Gütersloh. Geht es
nach dem Willen des Güters-
loher Rechtsanwalts Volker
Böger, dann geht der Rechts-
streit um die Rechtmäßigkeit
des Tempolimits von 100 km/h
auf der Autobahn 2 am Bie-
lefelder Berg in eine neue Run-
de. Der streitbare Jurist, der in
diesem Fall die Interessen ei-
nes Gütersloher Autofahrers
vertritt, will sich mit dem ab-
lehnenden Urteil des Verwal-
tungsgerichts (VG) Minden
vom 10. November nicht ab-
finden, wie er dieser Zeitung
auf Anfrage bestätigte.

„Ich habe den Antrag auf
Berufung am 28. Dezember
gestellt“, sagt Böger im Ge-

spräch mit dieser Zeitung. Das
VG Minden habe diesen An-
trag bereits ans Oberverwal-
tungsgericht Münster weiter-
geleitet. Bis zum 28. Januar
2017 muss Böger nun beim
OVG eine schriftliche Begrün-
dung für seinen Antrag ein-
reichen, die dann in Münster
geprüft wird. Dann entschei-
det sich, ob dem Antrag auf
Berufung stattgegeben wird.

Kommt es zur Berufungs-
verhandlung, steht indirekt
auch der Fortbestand des
Blitzers am Bielefelder Berg in
Frage, der die Einhaltung der
Geschwindigkeitsbegrenzung
im fließenden Verkehr prüft.
Rund 110.000 Autofahrer
werden dort pro Jahr mit zu
hoher Geschwindigkeit ge-

blitzt. In einem Interview mit
dem Fachblatt Neue Juristische
Wochenschrift (NJW) gibt sich
Böger in der Sache kämpfe-
risch. Die Anordnung des
Tempolimits am Bielefelder
Berg sei „rechtswidrig“, er-

klärt Böger. Es gebe an dieser
Stelle „weder eine konkrete
Gefährdungslage“ noch sei ein
witterungsunabhängiges
Tempolimit von 100 km/h dort
zwingend geboten. Vielmehr
erzeuge der Blitzer selbst Un-

fallgefahren. Gut eine Woche
nach dem Mindener Urteil sei
es dort zu einer Karambolage
gekommen, weil sich ein Au-
tofahrer durch das Blitzlicht
erschrocken und das Lenkrad
verrissen habe.

Das Fahrbahnlängsgefälle
von vier Prozent, das im frag-
lichen Bereich vermutlich er-
reicht werde, sei „ohne wei-
teres zulässig“, führt Böger
weiter aus. Und: „Der Kur-
venverlauf ist selbst für den
mäßig aufmerksamen, nicht
ortskundigen Kraftfahrer be-
reits von der Kuppe des Bie-
lefelder Bergs aus deutlich zu
erkennen.“ Böger gibt sich zu-
versichtlich, dass er mit sei-
nem Antrag auf Berufung Er-
folg haben werde.

Der Gütersloher Rechtsanwalt Volker Böger, hier vor
dem Verwaltungsgericht in Minden. FOTO: DIRK-ULRICH BRÜGGEMANN

¥ Bielefeld/Oerlinghausen
(nw). Im Fall der fremden-
feindlich auftretenden Grup-
pe von jungen Männern und
Frauen in Oerlinghausen dau-
ern die Ermittlungen der
Staatsschutzabteilung der Bie-
lefelder Polizei an. Mehrere
Beteiligte seien inzwischen als
Angehörige der Ultraszene von
Arminia Bielefeld identifiziert
worden, teilte die Polizei mit.

Wie berichtet, hatten sich
am 9. Dezember mehrere Per-
sonen bei der Polizei gemel-
det, weil sie sich von der Grup-
pe, die fremdenfeindliche Pa-
rolen skandierte, belästigt
fühlten. Beim Eintreffen der
Streifenwagen hatten sich be-
reits einige Personen der
Gruppe entfernt. Einen Teil
traf die Polizei in einer Gast-
stätte an. Die Beamten stellten
eine Tasche mit Bengalos und
Feuerwerkskörpern, die auch
von Fußballfans benutzt wer-
den, sicher. Nach der Über-
prüfung der Personalien wur-
de die Aufgegriffenen wieder
freigelassen. Die Polizei ermit-
telt nun auch wegen der Ver-
wendung von Kennzeichen
verfassungswidriger Organi-
sationen, hieß es in einer Pres-
semitteilung der Ermittlungs-
behörde.

¥ Münster (lnw).Weil siemehr
Geld vom Land NRW wollen,
gehen drei Kommunen ge-
richtlich gegen das Gemein-
definanzierungsgesetz 2016
vor. Wie der Verfassungsge-
richtshof in Münster mitteilte,
haben Bonn, Velbert und die
Gemeinde Much – stellvertre-
tend für weitere Kommunen –
erneut Verfassungsbeschwerde
eingereicht. Sie werfen der
Landesregierung vor, die Zu-
weisungen von Finanzmitteln
für Städte mit mehr als 10.000
Einwohnern zu niedrig zu be-
rechnen. Dadurch fühlen sie
sich gegenüber kleineren Städ-
ten benachteiligt. Von Bonn,
Velbert und Much sind bereits
Klagen gegen die Regelungen
aus den Jahren 2014 und 2015
anhängig.

¥ Düsseldorf (lnw). Die
NRW-Stiftung hat in diesem
Jahr 117 Natur- und Denk-
malschutzprojekte mit mehr
als 7,5 Millionen Euro unter-
stützt. Das waren 1,3 Millio-
nen Euro mehr als 2015 – da-
mals wurden gut 90 Projekte
bezuschusst. Geld gab es 2016
etwa für die Modernisierung
des Röntgen-Museums in
Remscheid, den barrierefreien
Ausbau des Jungen Theaters in
Bonn, die Einrichtung des
Hauses der Polen (Dom Pol-
ski) in Bochum, die Restau-
rierung des alten Lichtspiel-
hauses Königsburg in Viersen
und die Sanierung der Klu-
terthöhle in Ennepetal, wie die
Stiftung mitteilte. Die NRW-
Stiftung besitzt inzwischen
6.100 Hektar Naturschutzflä-
chen. 2016 seien auch Biolo-
gische Stationen und Natur-
schutzzentren mit Stiftungs-
mitteln barrierefrei gestaltet
worden. Außerdem erhielten
etwa 1.200 Schulklassen Zu-
schüsse für sogenannte Hei-
mat-Touren.

Die NRW-Stiftung feierte
2016 ihr 30-jähriges Bestehen.
Sie finanziert sich hauptsäch-
lich aus Lotterie-Erträgen.
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